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Streitfrage: Wie modern ist die Sozialpolitik der Linkspartei?

Alter Rotwein – neue Schläuche?
Von Michael Opielka

Die neue Linkspartei sorgt für Be-
unruhigung. Dabei ist es fast die al-
te, die PDS, die frühere SED. Als sie
sich am 17. Juli 2005 umbenannte,
standen die Parteitagsdelegierten
am Ende teils ergriffen, teils mit
erhobener Faust und sangen die
»Internationale«. Die Blicke einiger
Faustträger ließen Werte ahnen,
die unsereiner nicht will. Aber wel-
che Werte will sie wirklich? Die
Linkspartei will einen »demokrati-
schen Sozialismus«. Ob ihn die
Wähler der Linkspartei wollen, ist
unklar.

Der westliche Teil der Linkspar-
tei trat vorderhand bescheidener
auf. Die Wahlalternative WASG
war schlicht für Arbeit und für so-
ziale Gerechtigkeit. Nichts mit So-
zialismus. Mit Oskar Lafontaine as-
soziierte sich freilich jemand, der
mit »demokratischem Sozialis-
mus« viel anfangen kann. Immer-
hin steht der Begriff seit Godesberg
1959 im SPD-Programm. Eigent-
lich müsste sich die SPD mit der
Linkspartei verstehen. Falls der
»demokratische Sozialismus« ein
Wert ist oder gar eine Methode.
Aber ist er das?

Für die SPD war und ist der
»demokratische Sozialismus« vor
allem ein Differenzbegriff. Er rich-
tet sich gegen den Marxismus-Le-
ninismus, gegen totalitäre Versio-
nen einer weltimmanenten Trans-
zendenz, die auf Freiheit und De-
mokratie verzichten. Wenn Lothar
Bisky auf der Umbenennungspar-
teitagung der PDS gleich zu Beginn
seiner Parteivorsitzendenrede von
einem »Aufbruch mit großer Last
angesichts der im Namen des So-
zialismus begangenen Verfehlun-
gen und Verbrechen« spricht, dann
glaubt man ihm. Aber der ganzen
neu-alten Linkspartei?

Andererseits: die Zeit heilt viele
Wunden. 16 Jahre nach DDR-Ende
und einer Aufarbeitung des Ost-
Irrwegs, die jene der NS-Zeit in Sa-
chen Aufklärung, Buße und Hei-
lung übertraf – obgleich die Ver-
brechen des Faschismus jene des
DDR-Regimes unendlich überstie-
gen – scheint selbst den damaligen
Skeptikern der deutschen Einheit
wie Lafontaine eine versöhnliche
Geste überfällig.

Noch immer riecht man in Ost-
deutschland Reste des DDR-Mix
aus Mentalterror und Kleinbürge-
rei. Bisweilen versuchen sich auch
noch alte Seilschaften. Doch insge-
samt hat der Westen gesiegt. Weil
Parteikader in ihre Partei den Ma-
krokosmos eindoppeln, erscheint
ihnen die Linksparteigenese wie
ein später kleiner Triumph: Ost
schluckt West! Endlich wackelt der
Schwanz mit dem Hund.

Die Wahlerfolge der ostdeut-
schen Volkspartei PDS bis hin zu
Regierungsbeteiligungen versteht
man nur als kulturelles Aufbegeh-
ren der Ostdeutschen, als Identi-

tätsbehauptung, die die Kontinuität
der guten Solidarität im kühlen
Kapitalismus benötigt. No German
left behind. Linkspartei/PDS wollen
nicht zurück zur DDR. Ihr demo-
kratischer Sozialismus ist mehr ei-
ne gefühlte wie ideelle Wertematrix
als ein klares politisches Projekt.

In Wirklichkeit heißt »demokra-
tischer Sozialismus« nichts ande-
res als Wohlfahrtsstaat. Das Kom-
plizierte am Wohlfahrtsstaat ist
seine Multidimensionalität. Doch
deshalb wurde er zum weltweiten
Erfolgsmodell. Mehr als das diffuse
Konzept einer »sozialen Markt-
wirtschaft« macht der Begriff »wel-
fare state« die politische Dimensi-
on der Sozialpolitik deutlich.

Manche Beobachter vertraten
die Meinung, es gebe eine kaum
lösbare Spannung zwischen De-
mokratie und Wohlfahrtsstaat.
Wasch mir den Pelz, aber mach
mich nicht nass. Dagegen lässt sich
historisch und vergleichend argu-
mentieren: gute Sozialpolitik ist ei-
ne Kunst. Sie braucht kluge Eliten
und ein gebildetes Volk. Damit das
Volk sich bildet, braucht es demo-
kratische Verfahren, die es ernst-
haft beteiligen, am besten Referen-
den.

In der Schweiz beispielsweise
gibt es keine Sozialreform ohne
Volksentscheidung. Das führte zu
einer weltweit vorbildlichen Bür-
ger-Rentenversicherung mit
Grundrente, aber 1996 auch zur

Kopfpauschale in der Krankenver-
sicherung. Korrekturen brauchen
viel Zeit, »Sozialabbau« kommt in
der Schweiz freilich praktisch nicht
vor. In ihren Wahlprogrammen
fordern Linkspartei wie übrigens
auch die Grünen Volksentscheide
auf Bundesebene. Die SPD leider
nicht.

Es wird deshalb Zeit, die Links-
partei zu entdämonisieren. Welche
Art von Wohlfahrtsstaat wird von
ihr angestrebt? 1985 sprach Jür-
gen Habermas in einer berühmten
Rede vor dem spanischen Parla-
ment von der »Neuen Unübersicht-
lichkeit« und der »Erschöpfung«
der »utopischen Energien des
Wohlfahrtsstaates«. Die Linkspar-
tei will davon wenig wissen. Für sie
ist die Lage übersichtlich: »Arbeit
für alle« heißt es, ein »Grundrecht«
auf Erwerbsarbeit. »Öffentliche In-
vestitionen« sollen dafür sorgen.

Praktisch scheint (im Wahlpro-
gramm) manches unausgegoren:
»Wir fordern, dass Langzeitar-
beitslose das Geld, das sie als ALG
plus Kosten der Unterkunft und als
Zuverdienst aus ›Ein-Euro-Jobs‹ in
der Tasche haben, als Nettolohn,
also im Arbeitnehmerstatus mit
Arbeitsvertrag ausgezahlt bekom-
men – ohne die Zwänge und Demü-
tigungen«, das ganze in einem »öf-
fentlich geförderten gemeinnützi-
gen Beschäftigungssektor«: »Ein
Abbau regulärer Beschäftigung im
öffentlichen Sektor und eine Beein-

trächtigung der Privatwirtschaft
muss vermieden werden.« Unmög-
lich ist das nicht (eine halbe BAT
VII-Stelle kostet »den Staat« nicht
mehr als ein »Ein-Euro-Job« mit
ALG II). Aber mehr Details würden
diese Vision überzeugender ma-
chen. Denn das Ziel, die Arbeitslo-
sigkeit wirksam zu reduzieren, teilt

die Linkspartei zumindest mit der
CDU/CSU.

»Sozial ist, was Arbeit schafft«,
heißt deren Wahlprogramm-Man-
tra, »alles« solle sich diesem Ziel
»unterordnen«. Weder die – ange-
sichts des Strukturwandels zur
Wissens- und Dienstleistungsge-
sellschaft – erstaunliche Beharrung
auf einer Erwerbsarbeitszentrie-

rung der Sozialpolitik noch der
wenig gebrochene Optimismus ge-
genüber staatlicher Steuerungska-
pazität unterscheidet die Linkspar-
tei von den Konservativen, aber
auch nicht von Sozialdemokratie
wie Mainstream-Grünen. Der Kon-
flikt liegt wohl eher bei zwei weite-
ren Projekten der neu-alten Links-
partei: Protektionismus und Um-
verteilung. Auch diese Projekte be-
dürfen genauerer Betrachtung, als
manche Journalistenkritik ihnen
angedeihen lässt.

In der Sozialpolitikforschung
herrscht unter Nicht-Ideologen
weitgehend Übereinstimmung
über die Relevanz nationaler Wohl-
fahrtsstaatsregulierung trotz Glo-
balisierung. Wie sonst wären die
erheblichen Unterschiede der Ar-
beitslosenquoten, der Erwerbsquo-
ten (vor allem auch der Frauen)
oder der Armutsquoten zu erklä-

ren? Analytisch liegt die Lafontai-
nesche Linkspartei also nicht
falsch. Konzeptionell müsste sie
freilich noch klären, wie sich ihr
auf nationale Schließung orientier-
tes Wohlfahrtsstaatsprojekt mit po-
litischem Internationalismus ver-
trägt.

Ein wohl tiefer liegendes Pro-
blem des Linksparteiprojektes ist
hier die mit Protektionismus und
Friedensfreude verschleierte Frei-
heitsskepsis, in Gestalt von Anti-
amerikanismus und Antizionimus.
Hier scheint auch Lafontaine auf
dem rechten Auge bisweilen blind.

Der Konflikt um seine »Fremd-
arbeiter«-Äußerung ist nicht ba-
nal. Zu leicht übersehen Lafontaine
und viele Ost-Nostalgiker, dass die
amerikanische Kulturidee indivi-
dueller Freiheit mit der jüdischen
Klage nach religiöser Freiheit Ost-
europa erst ein menschliches Ge-
sicht geben. Nur so wurde die Be-
freiung von jener die eurasische
Kultur prägenden »orientalischen
Despotie« möglich, die Karl A.
Wittfogel wie Rudolf Bahro analy-
sierten – und die in Russland noch
immer auf ein Revival lauert.

Berechtigt erscheint die Links-
partei-Annahme nicht unerhebli-
cher redistributiver Möglichkeiten.
Mehr Umverteilung nach Leis-
tungsfähigkeit ist möglich. Sowohl
Spitzensteuersätze wie Vermö-
genssteuer stellte erst eine sozial-
demokratisch geführte Bundesre-
gierung in Frage. Auch die Ent-
kopplung von Wohlfahrts-
staat(sfinanzierung) und Erwerbs-
arbeit ist überfällig. Hier läge die
Chance der Linkspartei. Eine Bür-
gerversicherung für alle Zweige
der Sozialversicherung wäre näm-
lich keineswegs ein Wirtschafts-
hemmnis, wenn sie gut gemacht
wird. Leider fordert letzteres bis-
lang keine der deutschen Parteien,
auch nicht die Linkspartei – freilich
Lafontaine in seinem neuen Buch
»Politik für alle«.

Zwei alte Werte kennzeichnen
das neue Parteiprojekt: Gleichheit
und Solidarität. Der dritte, franzö-
sisch-revolutionäre, abendländi-
sche Wert, die Freiheit, ist bislang
das Konfliktfeld der Linkspartei mit
Sozialdemokratie und dem Rest
des Parteiensystems. Freiheit
meint zunächst bürgerliche Frei-
heit, negative Abwehrrechte gegen
Despotie und Bürokratie. Der
Wohlfahrtsstaat des demokrati-
schen Sozialismus will darüber
hinaus positive, soziale Rechte.

Hier ist ein Konflikt. In der Sozi-
alpolitik taucht der Wert Freiheit
fast überall nur negativ auf: als
Forderung nach weniger Wohl-
fahrtsstaat und mehr Markt. Die
Linke, sofern sie Freiheit schätzt,
weiß aber, dass der Wohlfahrts-
staat, gut gemacht, zum Garant für
Freiheit wird: Chancengleichheit,
Bildung (selbst George W. Bush
fordert: »no child left behind«),
Entmarktlichung (Dekommodifi-
zierung) der Existenzsicherung,
um auch Nein sagen zu können. Al-
le drei alten Werte in neuen
Schläuchen wären ein Gewinn für
die Demokratie.
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Mindeststandards und Solidarität
Von Manuel Kellner

Die Kampagne gegen Oskar Lafon-
taine von SPD- und Grünenpoliti-
kern ist an Heuchelei nicht zu
überbieten. Wegen der unange-
brachten Wortwahl Lafontaines,
als er in Chemnitz von »Fremdar-
beitern« sprach, die Deutschen die
Arbeitsplätze wegnehmen würden,
heißt es nun landauf, landab, im
Grunde stünde nun als Alternative
zur neoliberalen Einheitspartei aus
Union, FDP, SPD und Grünen ein
rechtspopulistischer Haufen zur
Wahl. Natürlich nützt es Lafontaine
nichts, wenn er seitdem immer
wieder betont, er sei nicht gegen
die armen Menschen aus Osteuro-
pa, die sich so billig verkaufen
müssen, sondern gegen die
Schweine, die sie ausbeuten.

Es wird auch nicht zur Kenntnis
genommen – das gilt auch für man-
che »radikale Linke« –, dass Lafon-
taine schließlich auch in Chemnitz
nicht gesagt hat »Grenzen dicht«,

sondern als Mittel gegen Lohn-
dumping einen gesetzlichen »Min-
destlohn« gefordert hat, der sich
am Lebensstandard hier in
Deutschland orientiert. Die öffent-
liche Polemik zeigt gleichwohl, dass
die WASG und die neue Linkspartei
dringend internationalistisches
Profil entwickeln müssen. Zu Recht
hat der PDS-Politiker Wolfgang
Gehrke darauf hingewiesen, dass
wir für internationale Mindest-
standards auf EU-Ebene kämpfen
müssen.

Wir werden letztlich nichts errei-
chen, wenn wir uns nur einen
Mindestlohn in Deutschland for-
dern, wenn wir nur die sozialen Er-
rungenschaften in Deutschland
verteidigen, ohne uns um die Lage
der Erwerbslosen und Ausgegrenz-
ten in anderen Ländern zu küm-
mern. Die Konkurrenz wird dann
auf jeden Fall die Solidarität aus-
hebeln.

Solange Menschen durch ihre
Lebensumstände dazu gezwungen

sind, ihre Arbeitskraft noch sehr
viel billiger zu verkaufen als wir,
werden wir dem Druck der Kapital-
seite nachgeben müssen und uns
selber auch immer billiger verkau-
fen. Protektionistische Lösungen
tragen immer den Keim des Abglei-
tens in nationalistische Positionen
in sich. Das gilt auch für den Be-
reich der Mindestlöhne und der so-
zialen Mindeststandards.

Auch Gesetze, die solche Normen
zum Inhalt haben, sind Zwangsge-
setze. Wenn sie nicht verallgemei-
nert werden als international ver-
bindliche Normen, müssen sie letzt-
lich gegen elementare Freiheiten
gerade der am schlechtesten ge-
stellten Lohnabhängigen durchge-
setzt werden, zum Beispiel gegen
das elementare Recht der Freizü-
gigkeit. Logische Zuspitzung der
protektionistisch-nationalistischen
Maßnahmen ist Polizeirepression,
die letztlich auch die relativ am bes-
ten gestellten abhängig Beschäftig-
ten in ihren Rechten einschränkt.

Wenn wir heute am Aufbau einer
neuen politischen Kraft der Linken
teilnehmen, die sich den Interessen
der abhängig Beschäftigten und
Ausgegrenzten verpflichtet fühlt,
träumen wir von einer Umkehr des
bis heute vorherrschenden Trends:
Wir wollen die Kapitaloffensive
bremsen und erreichen, dass all
die, die nichts haben als ihre Ar-
beitskraft, aus der Defensive her-
auskommen.

Dafür gibt es offensichtlich zwei
Vorbedingungen. Die eine ist die
Bereitschaft, die Grenzen eines
Systems in Frage zu stellen, in dem
das Privateigentum an den Produk-
tionsmitteln heilig und der größt-
mögliche Profit entscheidender
Maßstab des wirtschaftlichen
Handelns ist. Die andere ist die
Durchbrechung des bornierten
Standpunkts des »eigenen« Unter-
nehmens, des »eigenen« Landes
und der »eigenen« Weltregion.

In der Tat, wenn die abhängig
Beschäftigten in Deutschland an-

fangen würden, sich dagegen zu
empören, dass etwa in Rumänien
Hungerlöhne gezahlt werden, und
dass in Afrika viele Millionen von
Menschen menschenunwürdig ve-
getieren und früh sterben müssen,
nur weil die Interessen einer
Handvoll großer Konzerne die Welt
beherrschen, würde sich das Kräf-
teverhältnis zwischen Lohnarbeit
und Kapital auch hierzulande über
Nacht drastisch ändern. Der An-
fang wäre eine europaweite Kam-

pagne der Gewerkschaften und al-
ler Parteien, Bewegungen und
Gruppen, die sich für die Interes-
sen der Ausgebeuteten und Unter-
drückten einsetzen, für radikale
Arbeitszeitverkürzung ohne Lohn-
einbußen, für Mindestlohn und so-
ziale Mindeststandards, für eine
Umverteilung von oben nach unten
und für den Vorrang sozialer und
ökologischer Belange vor privaten
Profitinteressen und vor der Milita-
risierung der Außenpolitik.
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